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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Fremdenverkehr und Tourismus (21. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Halo Saibold, Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), 
Gila Altmann (Aurich), Albert Schmidt (Hitzhofen) 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/9447 - 


Transparenz der Preisangaben bei Flugreisen 


A. Problem 

Oftmals wird in der Werbung für Flugreisen nicht der tatsächlich 
zu zahlende Endpreis für die Beförderungsleistung, sondern ein 
darunter liegender „Schnäppchenpreis" angegeben, in dem 
zwingend zu zahlende Gebühren nicht enthalten sind. Hierdurch 
werden Verbraucherinnen und Verbraucher getäuscht. 

Der Antrag spricht sich für eine Novellierung der Preisangaben- 
verordnung aus, damit für alle Flugscheine und Reiseverträge, in 
denen Flugreisen enthalten sind, die Angabe des Endpreises 
inklusive aller Gebühren zwingend vorgeschrieben wird. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Mehrheitsentscheidung 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Ausschuß wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/9447 - abzulehnen. 


Bonn, den 6. Mai 1998 


Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

Halo Saibold Ulrich Schmalz Annette Faße 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatterin 

und Berichterstatterin 


Dr. Olaf Feldmann 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Ulrich Schmalz, Annette Faße, Halo Saibold 
und Dr. Olaf Feldmann 


Der Antrag „Transparenz der Preisangaben bei Flug- 
reisen" in Drucksache 13/9447 wurde in der 213. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages aih 15. Januar 
1998 federführend dem Ausschuß für Fremdenver- 
kehr und Tourismus und dem Rechtsausschuß sowie 
dem Ausschuß für Verkehr zur Mitberatung über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Verkehr hat den Antrag in seiner 
67. Sitzung am 4. März 1998 beraten. Er empfiehlt 
dem federführenden Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen diejenigen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der 
PDS bei Enthaltung der Fraktion der SPD, dem Ple- 
num die Ablehnung des Antrags vorzuschlagen. 

Der Rechtsausschuß hat den Antrag in seiner Sitzung 
am 29. April 1998 beraten. Er empfiehlt mehrheitlich 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der PDS bei Enthal- 
tung der Fraktion der SPD die Ablehnung des An- 
trags. 

Der federführende Ausschuß für Fremdenverkehr 
und Tourismus hat den Antrag in seiner 67. Sitzung 
am 1. April 1998 unter dem Vorbehalt beraten, daß 
das bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorliegende 
Votum des Rechtsausschusses eine erneute Befas- 
sung des Ausschusses nicht erforderlich macht. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. machten eine gewisse Sympathie für den An- 
trag deutlich, weil er auch die Reisemittler im Blick 
habe, die sich derzeit darüber beschwerten, daß sie 
Nebenkosten wie beispielsweise zu entrichtende Ge- 
bühren abrechnen und dafür haften müßten, ohne 
daß diese Beträge in die Provisionierung einbezogen 
würden. 

Die Novellierung der Preisangabenverordnung sei 
jedoch nicht erforderlich, um die Angabe von End- 
preisen für Flugscheine und Reiseverträge, in denen 
Flugreisen enthalten sind, zwingend vorzuschreiben. 
Dies sei vielmehr bereits geltendes Recht. Es gehöre 
nicht zu den Aufgaben des Deutschen Bundestages, 
geltendes Recht zu bestätigen, auch wenn die bis- 
herige Praxis vielfach Anlaß zu Beanstandungen 
gäbe. Dies müsse im Klagewege in Ordnung ge- 
bracht werden. 

Diese Auffassung vertrete auch der Deutsche Reise- 
büroverband. Nach Rücksprache mit der Wettbe- 
werbsbehörde habe es Abmahnungen gegeben. Da- 
nach sei dieses Thema bis auf einen Fall erledigt, in 
dem es ein erstinstanzliches Urteil gäbe, das die be- 
klagte Luftfahrtgesellschaft dazu verurteile, gegen- 
über Letztverbrauchern Flugpreise zu nennen, die 
die Gebühren und Flughafensteuern enthielten. 


Das Problem der Flughafengebühren im Ausland je- 
doch sei kaum lösbar, ohne ein aufwendiges Verfah- 
ren in Gang zu setzen. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. lehnten den Antrag ab. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD wiesen darauf 
hin, daß die Beziehungen zwischen den Luftfahrtge- 
sellschaften und den Reisebüros privatrechtlicher Art 
seien. Die Vertragspartner müßten daher die Frage, 
ob bestimmte Preisbestandteile eines Flugscheins in 
die Provisionierung einbezogen werden sollten, mit- 
einander aus tragen; hier gäbe es für den Ausschuß 
keinen Handlungsbedarf. 

Auch der Fraktion der SPD gegenüber habe der 
Deutsche Reisebüroverband deutlich gemacht, daß 
er hier für den Verbraucherschutz deshalb keinen 
Handlungsbedarf sehe, weil diese Materie bereits 
geregelt sei. Die Probleme, die es möglicherweise mit 
einer Luftfahrtgesellschaft gäbe, müßten im Rahmen 
des geltenden Rechts gelöst werden. 

Auch nach Auffassung der Mitglieder der Fraktion 
der SPD gäbe es Schwierigkeiten bei ausländischen 
Gebühren und deren Änderung. Deshalb werde man 
damit leben müssen, daß für diese Gebühren auch 
eine Preisspanne angegeben werden könne. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD lehnten den An- 
trag ab. 

Das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN sah in einer Anzeige, in der ein Hin- und Rück- 
flug nach New York für 550 DM angeboten wurde, 
eine Irreführung der Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher, weil in einer Fußnote auf Gebühren in Höhe 
von 115 DM hingewiesen worden sei, die dem Reise- 
preis hinzuzurechnen seien. Es gehe ihrer Fraktion 
darum, daß bei Flugreisen der gesamte Endbetrag 
angegeben werde. Hierzu gäbe es trotz einer Viel- 
zahl von Gerichtsurteilen eine Rechtsunsicherheit, so 
daß die Anbieter von Flugreisen nicht den Endpreis, 
sondern einen geringeren Preis herausstellten, dem 
weitere beispielsweise mit Fußnoten oder Sternchen 
gekennzeichnete Preisbestandteile, die teilweise 
auch als Preisspannen angegeben würden, hinzuge- 
rechnet werden müßten. Hier müsse Klarheit ge- 
schaffen werden. 

Diese Forderung werde nicht nur von Verbraucherin- 
nen und Verbrauchern, sondern auch vom Bundes- 
verband mittelständischer Reiseuntemehmen unter- 
stützt, weil hiervon auch die Vergütung der Reisebü- 
ros betroffen werde. Wenn weitere Preisbestandteile 
in den Endpreis einbezogen würden, würde dies bei 
der Provision des Reisebüros berücksichtigt. 

Der Ausschuß nahm die Auffassung der Bundes- 
regierung zur Kenntnis, wonach gemäß der Preisan- 
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gab enver Ordnung Endpreise anzugeben seien. Auch 
das Bundesministerium für Wirtschaft setze sich für 
die Angabe von Endpreisen bei den Reisen ein; der 
Kunde solle wissen, was seine Reise einschließlich 
aller Nebenkosten und Gebühren tatsächlich kostet. 
Dies habe ein älteres Urteil des BGH deutlich ge- 
macht. In einem aktuellen Urteil, das noch nicht 
rechtskräftig sei, habe das Landgericht Köln die 
Rechtsprechung des BGH unterstrichen, weil sich 
zwischenzeitlich die Marktusancen nicht geändert 
hätten. 

Verstöße gegen die Preisangabenverordnung könn- 
ten entweder durch die Preisbehörden der Länder 
oder durch Klage nach § 1 UWG angegriffen werden. 

Das Mitglied der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN verwies auf das bereits angesprochene Urteil 
des Landgerichts Köln, das verbiete, Flugpreise zu 
nennen, ohne die zusätzlich zu entrichtenden Pas- 
sagier- und Sicherheitsgebühren bzw. Flughafen- 
steuern in den genannten Preis einzubeziehen, so- 
weit es sich nicht um Preise handele, die aufgrund 
von Tarifen und Gebühren Regelungen bemessen 
würden, die durch Gesetz oder aufgrund eines 


Gesetzes festgesetzt oder behördlich genehmigt 
würden. 

Zur Aufhebung dieser Einschränkung solle sich der 
Ausschuß für die Annahme des Antrags ihrer Frak- 
tion aussprechen; Pauschalreiseveranstalter müßten 
diese Endpreise angeben. Deshalb müsse dies auch 
normalen Fluglinien möglich sein. 

Der Ausschuß nahm die Feststellung der Bundes- 
regierung zur Kenntnis, daß diese Einschränkung, 
die in dem Urteil angeführt worden sei, mit der jüng- 
sten Novellierung der Preisangabenverordnung weg- 
gefallen sei. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. machten deutlich, daß das Problem durch die 
genannte Änderung der Preisangabenverordnung 
erledigt sei; hier gäbe es also keinen Handlungsbe- 
darf. 

Der Beschluß des Ausschusses, dem Deutschen Bun- 
destag Ablehnung des Antrags zu empfehlen, wurde 
mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen der 
Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und des Mitglieds der Gruppe der PDS gefaßt. 


Bonn, den 6. Mai 1998 


Ulrich Schmalz 

Berichterstatter 


Annette Faße 

B erichters tatterin 


Halo Saibold 

B erichterstatterin 


Dr. Olaf Feldmann 

Berichterstatter 
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